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Allgemeine Geschäftsbedingungen 

 
§ 1 Vertragspartner 

1. Vertragspartner sind die SPR Energie GmbH (im Folgenden SPR 
genannt), Norddeich 3, 25924 Rodenäs (Amtsgericht Flensburg 
HRB 7357 FL) und der Kunde. 

§ 2 Allgemeines – Geltungsbereich 

1. Unsere nachfolgenden allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 
gelten ausschließlich. Sie sind Bestandteil all unserer Angebote 
und Vertragsannahmeerklärungen. Sie sind Grundlage all unserer 
Verkäufe, Lieferungen und Leistungen einschließlich Beratungen 
und Auskünfte. Sie gelten auch für alle zukünftigen Verkäufe, Lie-
ferungen, Leistungen, Vertragsannahmeerklärungen oder Angebo-
te an unseren Vertragspartner (nachfolgend auch „Kunde“ ge-
nannt), selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart wer-
den. 

2. Geschäftsbedingungen des Kunden oder Dritter finden keine 
Anwendung, auch wenn wir ihrer Geltung im Einzelfall nicht ge-
sondert widersprechen. Selbst wenn wir auf ein Schreiben Bezug 
nehmen, das Geschäftsbedingungen des Kunden oder eines Drit-
ten enthält oder auf solche verweist, liegt darin kein Einverständnis 
mit deren Geltung. Unsere AGB gelten auch, wenn wir in Kenntnis 
entgegenstehender oder von unseren AGB abweichender Ge-
schäftsbedingungen des Kunden Lieferungen oder Leistungen an 
den Kunden vorbehaltlos ausführen.  

3. Unsere AGB gelten nicht gegenüber Verbrauchern im Sinn von 
§ 13 BGB. 

§ 3  Angebot, Angebotsunterlagen, Vertragsinhalt 

1. Unsere etwaigen vorvertragliche Mitteilungen, insbesondere 
Angebote, Beschreibungen, Kostenvoranschläge, sind, außer bei 
ausdrücklicher Vereinbarung, freibleibend;  Zwischenverkauf ist 
vorbehalten. 

2. Informationen, Angaben in Prospekten, Merkblättern und anwen-
dungstechnischen Hinweisen sollen nur informativ wirken und all-
gemeine Kenntnis vermitteln. Sofern nicht etwas anderes verein-
bart ist, werden sie nicht Vertragsbestandteil. 

3.  Bestellungen oder Aufträge des Kunden können wir innerhalb von 
vierzehn Tagen nach Zugang annehmen. 

4. An Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen 
Unterlagen behalten wir uns unsere Eigentums- und Urheberrech-
te vor. Dies gilt auch für „vertraulich“ bezeichnete Unterlagen. Eine 
Weitergabe an Dritte oder Vervielfältigung bedarf unserer schriftli-
chen Zustimmung. 

§ 4 Preise, Zahlungsbedingungen, Aufrechnungsverbot 

1. Unsere Preise gelten, sofern sich aus der Auftragsbestätigung 
nichts anderes ergibt, „ab Werk“, ausschließlich Verpackung; diese 
wird gesondert in Rechnung gestellt.  

2. Die gesetzliche Umsatzsteuer ist nicht in unseren Preisen einge-
schlossen; sie wird in gesetzlicher Höhe am Tag der Rechnungs-
stellung in der Rechnung gesondert ausgewiesen. 

3. Der vollständige Kaufpreis ist unmittelbar nach Rechnungserhalt 
ohne Abzug zu bezahlen, sofern nicht etwas anderes schriftlich 
vereinbart ist. Der Abzug von Skonto bedarf besonderer schriftli-
cher Vereinbarung. 

4. Bei Teilleistungen sind wir berechtigt, entsprechende Teilzahlungen 
vom Kunden zu verlangen. 

5. Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Kunden oder die 
Zurückbehaltung von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur 
zulässig, soweit die Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräf-
tig festgestellt sind.  

6. Vertragsbezogene Mitteilungen, Rechnungen und Informationen 
senden wir Ihnen unter Beachtung der  gesetzlichen  Bestimmun-
gen  nach  unserer  Wahl  an  die  von  Ihnen benannte Postan-
schrift oder E-Mail-Adresse. 

§ 5 Lieferung, Leistung, Lieferzeit, Leistungszeit 

1. Von uns in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen 
und Leistungen gelten stets nur annähernd, sofern nicht ausdrück-
lich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder vereinbart 
ist.  

2.  Der Beginn in Aussicht gestellter, vereinbarter oder von uns 
zugesagter Fristen und Termine setzt die Abklärung aller techni-
schen Fragen voraus.  

3.  Die Einhaltung von Fristen und Termine für Lieferungen und 
Leistungen setzt weiter die rechtzeitige und ordnungsgemäße Er-
füllung der Verpflichtung des Kunden voraus. Wir können – unbe-
schadet unserer Rechte aus Verzug – vom Kunden eine Verlänge-
rung von Fristen und Termine für Lieferungen und Leistungen oder 
deren Verschiebung um den Zeitraum verlangen, in dem der Kun-
de seinen vertraglichen Verpflichtungen uns gegenüber nicht 
nachkommt. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages bleibt vorbe-
halten. 

 4. Wir sind zu für den Kunden eigenständig verwendbaren Teilleis-
tungen berechtigt. 

§ 6 Gefahrenübergang, Verpackungskosten 

1. Sofern nichts Abweichendes vereinbart ist, ist Lieferung „ab 
Werk“ vereinbart. 

2. Bei einem Werkvertrag geht die Gefahr mit Inbetriebnahme des 
Werks durch den Kunden oder einen von ihm beauftragten Dritten, 
spätestens jedoch mit der Abnahme des Werks auf den Kunden 
über. Dies gilt auch für Teilabnahmen, sofern diese nach Art und 
Beschaffenheit des Werks herbeigeführt werden können. 

3. Verpackungen und Paletten entsorgt der Kunde auf eigene Kos-
ten, sofern nichts Abweichendes vereinbart ist. 

4. Auf Wunsch des Kunden werden wir die Lieferung durch eine 
Transportversicherung eindecken; die insoweit anfallenden Kosten 
trägt der Kunde. 

§ 7 Mängelhaftung 

1. Haben der Vertragsgegenstand oder die Leistung einen Mangel, 
sind wir nach unserer Wahl zur Nacherfüllung in Form der Mangel-
beseitigung oder, bei einem Kaufvertrag, zur Nachlieferung einer 
mangelfreien Sache, bei einem Werkvertrag, zur Herstellung eines 
neuen Werkes berechtigt. Zur Nachbesserung stehen uns zwei 
Versuche zu. Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzli-
chen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 

2. Die Mängelrechte entfallen, wenn der Kunde ohne unsere vorheri-
ge Zustimmung den Vertragsgegenstand ändert oder durch Dritte 
ändern lässt und die Mängelbeseitigung hierdurch unmöglich oder 
unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat der Kunde durch die 
Änderung entstehende Mehrkosten der Mängelbeseitigung zu tra-
gen. 

3.  Für vom Kunden beigestellte Sachen/Leistungen übernehmen wir 
keine Haftung. 

4.  Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhän-
gig zu machen, dass der Kunde den fälligen Preis bezahlt. Der 
Kunde ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel an-
gemessenen Teil des Preises zurückzubehalten.  

5.  Die Nacherfüllung beinhaltet nicht den Ausbau bzw. die Demonta-
ge der mangelhaften Sache. Sie beinhalten ebenso nicht den er-
neuten Einbau bzw. die erneute Montage der mangelfreien Sache, 
sofern wir nicht ursprünglich den Einbau bzw. die Montage vertrag-
lich übernommen haben.  

6.  Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Ma-
terialkosten (nicht: Ausbau- und Einbaukosten), tragen wir, wenn 
tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können wir vom Kun-
den die aus dem unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen 
entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- und Transportkosten) 
ersetzt verlangen, es sei denn, die fehlende Mangelhaftigkeit war 
für den Kunden bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt nicht 
erkennbar. 

7. Etwaige Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz bzw. Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen bestehen auch bei Mängeln nur nach 
Maßgabe des § 7 dieser AGB und sind im Übrigen ausgeschlos-
sen. 

§ 8 Haftungsausschluss, Haftungsbeschränkung 

1.  Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfolgenden 
Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt, haften wir bei einer 
Verletzung vertraglicher und außervertraglicher Pflichten nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 
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2.  Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund 
– im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir vorbehaltlich 
eines milderen Haftungsmaßstabs nach gesetzlichen Vorschriften 
(z.B. für Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten) nur für Schäden aus  

a)  der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit,  

b)  der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Ver-
trags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in die-
sem Fall ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorher-
sehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt.  

3.  Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten 
auch bei Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Personen, 
deren Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten 
haben. Sie gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig ver-
schwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware 
übernommen haben und für Ansprüche des Kunden nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

4.  Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, 
kann der Kunde nur zurücktreten oder kündigen, wenn wir die 
Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies Kündigungsrecht 
des Kunden (insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) wird ausge-
schlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen 
und Rechtsfolgen. 

§ 9  Verjährung 

1.  Die Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln 
beträgt abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BGB und § 634a 
Abs. 1 Nr. 1 und 3 BGB ein Jahr.  

2.  Handelt es sich bei dem Vertragsgegenstand um ein Bauwerk oder 
eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise 
für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaf-
tigkeit verursacht hat (Baustoff) oder ein Werk, dessen Erfolg in 
der Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hier-
für besteht, beträgt die Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- 
und Rechtsmängeln abweichend von Abs. 1 gemäß der gesetzli-
chen Regelung fünf Jahre. Unberührt bleiben ferner die weiteren 
gesetzlichen Sonderregelungen zur Verjährung für den Fall des 
arglistigen Verschweigens eines Mangels (§§ 438 Abs. 3, 634a 
Abs. 3 BGB) und der Übernahme einer Beschaffenheitsgarantie 
(§§ 444, 639 BGB), sowie vertraglich abweichende schriftliche 
Vereinbarungen.  

3.  Die vorstehenden Verjährungsfristen gelten auch für vertragliche 
und außervertragliche Schadensersatzansprüche des Kunden, die 
auf einem Mangel des Vertragsgegenstandes beruhen, es sei 
denn, die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung 
(§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjäh-
rung führen. Schadensersatzansprüche des Kunden gem. § 7 Abs. 
2 Satz 1 und 2 sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren 
jedoch ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

§ 10 Eigentumsvorbehaltssicherung 

1. Wir behalten uns das Eigentum an der vertragsgegenständlichen 
Ware bis zur vollständigen Bezahlung aller offenen Forderungen 
aus dem Vertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung zwi-
schen dem Kunden und uns (gesicherte Forderungen) vor.  

2. Der Kunde ist verpflichtet, die Ware pfleglich zu behandeln; 
insbesondere ist er verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen 
Feuer-, Wasser- und Diebstahlsschäden ausreichend zum Neu-
wert zu versichern. Sofern Wartungs- und Inspektionsarbeiten er-
forderlich sind, muss der Kunde diese auf eigene Kosten rechtzei-
tig durchführen. 

3. Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor voll-
ständiger Bezahlung der gesicherten Forderungen weder an Dritte 
verpfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden. Der Kunde hat 
uns unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn ein Antrag 
auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zu-
griffe Dritter (z.B. Pfändungen) auf die uns gehörenden Waren er-
folgen. 

4. Bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei 
Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, nach den gesetzlichen Vor-
schriften vom Vertrag zurückzutreten und die Ware auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts und des Rücktritts herauszuverlangen. Zahlt 
der Kunde den fälligen Kaufpreis nicht, dürfen wir diese Rechte 
nur geltend machen, wenn wir dem Kunden zuvor erfolglos eine 
angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine derartige 
Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 

5. Der Kunde ist bis auf Widerruf befugt, die unter Eigentumsvorbe-
halt stehende Ware im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu ver-
kaufen, solange er sich nicht im Zahlungsverzug befindet. Der 
Kunde tritt uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen die ihm aus 
der Weiterveräußerung gegen seine Abnehmer oder Dritte er-
wachsen, und zwar unabhängig davon, ob die Vorbehaltsware oh-
ne oder nach Verarbeitung weiter verkauft worden ist, sowie dieje-
nigen Forderungen des Kunden bezüglich der Vorbehaltsware, die 
aus einem sonstigen Rechtsgrund gegen seine Abnehmer oder 
Dritte entstehen (insbesondere Forderungen aus unerlaubter 
Handlung und Ansprüche auf Versicherungsleistungen), in Höhe 
des Faktura-Endbetrages (einschließlich MwSt) unserer Forderung 
sicherungshalber ab. Wir nehmen diese Abtretung an. Zur Einzie-
hung dieser Forderung in eigenen Namen und auf eigene Rech-
nung bleibt der Kunde auch nach der Abtretung ermächtigt, solan-
ge wir diese Ermächtigung nicht widerrufen. Unsere Befugnis, die 
Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Wir ver-
pflichten uns jedoch, die Forderung nicht einzuziehen, solange der 
Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nach-
kommt. Sofern jedoch der Kunden mit der Zahlung einer gesicher-
ten Forderungen in Verzug gekommen ist, können wir verlangen, 
dass er uns die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner 
bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die 
dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Drit-
ten) die Abtretung mitteilt. 

6. Die Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch den 
Kunden wird stets für uns vorgenommen. Wird die Vorbehaltsware 
mit anderen, uns nicht gehörenden Sachen verarbeitet oder um-
gebildet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im 
Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware (Fakturaendbetrag, ein-
schließlich Umsatzsteuer) zu den anderen verarbeiteten oder um-
gebildeten Sachen zur Zeit der Verarbeitung. Für die durch Verar-
beitung oder Umbildung entstehende Sache gilt im Übrigen das 
Gleiche wie für die Vorbehaltsware. 

7. Wird die Vorbehaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden 
Sachen untrennbar verbunden odervermischt, so erwerben wir das 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware (Fakturaendbetrag, einschließlich Umsatzsteuer) 
zu den anderen verbundenen oder vermischten Sachen zum Zeit-
punkt der Verbindung oder Vermischung. Erfolgt die Verbindung 
oder Vermischung in der Weise, dass die Sache des Kunden als 
Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Kunde 
uns anteilmäßig Miteigentum überträgt. Wir nehmen diese Über-
tragung an. Der Kunde verwahrt das so entstandene Alleineigen-
tum oder Miteigentum für uns. 

8. Der Kunde tritt uns auch die Forderungen zur Sicherung unserer 
Forderungen gegen ihn ab, die durch die Verbindung der Kaufsa-
che mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen. 

9. Wir verpflichten uns, die uns zustehenden Sicherheiten auf Ver-
langen des Kunden insoweit freizugeben, als der realisierbare 
Wert unserer Sicherheiten die zu sichernden Forderungen um 
mehr als 10% übersteigt; die Auswahl der freizugebenden Sicher-
heiten obliegt uns. 

§ 11 Höhere Gewalt 

1. Definition. „Höhere Gewalt“ bedeutet das Eintreten eines Ereignis-
ses oder Umstands („Ereignis höherer Gewalt“), das eine Partei 
daran hindert, eine oder mehrere ihrer vertraglichen Verpflichtun-
gen aus dem Vertrag zu erfüllen, wenn und soweit die von dem 
Hindernis betroffene Partei („betroffene Partei“) nachweist, dass:  
a) dieses Hindernis außerhalb der ihr zumutbaren Kontrolle liegt; 
und b) es zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in zumutbarer 
Weise nicht vorhergesehen werden konnte; und c) die Auswirkun-
gen des Hindernisses von der betroffenen Partei nicht in zumutba-
rer Weise hätten vermieden oder überwunden werden können. 

2. Nichterfüllung durch Dritte. Erfüllt eine Vertragspartei eine oder 
mehrere ihrer vertraglichen Verpflichtungen aufgrund eines Ver-
säumnisses eines Dritten nicht, den sie mit der Erfüllung des ge-
samten Vertrags oder eines Teils des Vertrags beauftragt hat, so 
kann sich diese Vertragspartei auf höhere Gewalt nur insoweit be-
rufen, als dass die Anforderungen für die Annahme des Vorliegens 
von höherer Gewalt, wie sie unter Absatz 1 dieser Klausel definiert 
werden, nicht nur für die Vertragspartei sondern auch für den Drit-
ten gelten. 

3. Vermutete Ereignisse höherer Gewalt. Bis zum Beweis des Ge-
genteils wird bei den folgenden, eine Partei betreffenden Ereignis-
sen, vermutet, dass sie die Voraussetzungen für die Annahme von 
höherer Gewalt unter Absatz 1  lit. (a) und lit. (b) erfüllen. Die be-
troffene Partei muss in diesem Fall nur beweisen, dass die Vo-
raussetzung unter Absatz 1 lit. (c) tatsächlich erfüllt ist: 
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 a) Krieg (erklärt oder nicht erklärt), Feindseligkeiten, Angriff, 
Handlungen ausländischer Feinde, umfangreiche militärische Mo-
bilisierung;  
b) Bürgerkrieg, Aufruhr, Rebellion und Revolution, militärische oder 
sonstige Machtergreifung, Aufstand, Terrorakte, Sabotage oder Pi-
raterie;  
c) Währungs- und Handelsbeschränkungen, Embargo, Sanktio-
nen;  
d)Rechtmäßige oder unrechtmäßige Amtshandlungen, Befolgung 
von Gesetzen oder Regierungsanordnungen, Enteignung, Be-
schlagnahme von Werken, Requisition, Verstaatlichung;  
e) Pest, Epidemie, Naturkatastrophe oder extremes Naturereignis; 
f) Explosion, Feuer, Zerstörung von Ausrüstung, längerer Ausfall 
von Transportmitteln, Telekommunikation, Informationssystemen 
oder Energie;  
g) allgemeine Arbeitsunruhen wie Boykott, Streik und Aussperrung, 
Bummelstreik, Besetzung von Fabriken und Gebäuden. 

4. Benachrichtigung. Die betroffene Partei hat die andere Partei 
unverzüglich über das Ereignis zu benachrichtigen. 

5. Folgen von höherer Gewalt. Eine Partei, die sich mit Erfolg auf die 
vorliegende Klausel beruft, ist von der Pflicht zur Erfüllung ihrer 
vertraglichen Verpflichtungen und von jeder Schadenersatzpflicht 
oder von jedem anderen vertraglichen Rechtsbehelf wegen Ver-
tragsverletzung befreit; allerdings nur, wenn sie dies unverzüglich 
mitteilt. Erfolgt allerdings die Mitteilung nicht unverzüglich, so wird 
die Befreiung erst von dem Zeitpunkt an wirksam, zu dem die Mit-
teilung die andere Partei erreicht. Die andere Partei kann die Erfül-
lung ihrer Verpflichtungen, wenn tatsächlich höhere Gewalt anzu-
nehmen ist, ab dem Zeitpunkt dieser Mitteilung aussetzen. 

6. Vorübergehende Verhinderung. Ist die Auswirkung des geltend 
gemachten Hindernisses oder Ereignisses vorübergehend, so gel-
ten die in Absatz 5 dargelegten Folgen nur so lange, wie das gel-
tend gemachte Hindernis die Erfüllung der vertraglichen Verpflich-
tungen durch die betroffene Partei verhindert. Die betroffene Partei 
muss die andere Partei benachrichtigen, sobald das Hindernis die 
Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen nicht mehr behindert. 

7. Pflicht zur Milderung. Die betroffene Partei ist verpflichtet, alle 
zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen, um die Auswirkungen des 
Ereignisses, auf das sich bei der Vertragserfüllung berufen wird, zu 
begrenzen. 

8. Vertragskündigung. Hat die Dauer des geltend gemachten Hinder-
nisses zur Folge, dass den Vertragsparteien im Wesentlichen ent-
zogen wird, was sie kraft Vertrages berechtigterweise erwarten 
durften, so hat die jeweilige Partei das Recht, den betroffenen Ver-
trag durch Benachrichtigung der anderen Partei innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums zu kündigen. Sofern nicht anders ver-
einbart, vereinbaren die Parteien ausdrücklich, dass der Vertrag 
von jeder Partei gekündigt werden kann, wenn die Dauer des Hin-
dernisses 120 Tage überschritten hat. 

9. Ungerechtfertigte  Bereicherung. Ist Absatz 8 anwendbar und hat 
eine Vertragspartei vor Vertragsauflösung durch eine Handlung ei-
ner anderen Vertragspartei bei Vertragserfüllung einen Vorteil er-
langt, so muss sie der anderen Partei einen Geldbetrag in Höhe 
des Wertes des Vorteils zahlen. 

§ 12 Gerichtsstand, Erfüllungsort, Nachunternehmer 

1. Ist der Kunde Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler – Ge-
richtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar 
oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz. Wir 
sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort 
der Liefer- oder Leistungsverpflichtung gemäß diesen AGB bzw. 
einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichts-
stand des Kunden zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschrif-
ten, insbesondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben 
unberührt. 

2. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland; die Geltung 
des UN-Kaufrechts ist ausgeschlossen. 

3. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist 
unser Geschäftssitz Erfüllungsort. 

4. Wir sind berechtigt, uns bei der Erfüllung unserer Verpflichtungen 
anderer zuverlässiger Unternehmen zu bedienen. 

 

 

Stand: Mai 2021 


